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Projekte  Reduktionsziel  Zeitplan

Laufende und  50,0 %  80 Mio. Fr. 
investive Beiträge
 KVG   23,0 Mio. Fr.  bis 2015
 AHV-Staatsbeitrag   15,0 Mio. Fr.  ab 2012
 NBU-Staatsbeitrag   12,5 Mio. Fr.  ab 2012
 IHZ     8,2 Mio. Fr.  bis 2015
 übrige Bereiche   21,3 Mio. Fr.  laufend

Personalaufwand  9,4 %  15 Mio. Fr. 
Sachaufwand  9,4 %  15 Mio. Fr.
Finanzzuweisungen  31,3 %  50 Mio. Fr.
Total   100 %  160 Mio. Fr.

SPARVORHABEN DER REGIERUNG

NBU streichen, 
Prämien erhöhen

Detailpläne des FL-Sparpakets

VADUZ – Als die FBP die Nichtbe-
rufsunfallversicherung (NBU) im 
Jahr 2003 streichen wollte, 
machte die VU dagegen mobil. 
Nun plant Regierungschef Klaus 
Tschütscher einen neuen Anlauf.

• Michael Benvenuti

Wie sich die Zeiten doch ändern. 
Im Jahr 2003 beschloss die FBP-
Landtagsmehrheit die Abschaffung 
der NBU – jener «Freizeitversiche-
rung», die in der Schweiz schon im 
Jahr 1967 gestrichen worden war. 
An der Urne scheiterte dieses Vor-
haben im Frühjahr 2004 aber dann 
deutlich. Das Volk sprach sich für 
eine Weiterführung der Subvention 
aus. Einer der Hauptgründe: Die 
VU hatte im Abstimmungswahl-
kampf massiv gegen eine Abschaf-
fung der NBU mobil gemacht. Die 
Regierung spare am falschen Ort, 
weil die Abschaffung der Subventi-
on auch Familien mit kleinen Ein-
kommen treffen würde, argumen-
tierten die Roten damals.

Sechs Jahre nach der Volksab-
stimmung kommt die Streichung 
der NBU jetzt wieder aufs Parkett – 
nun aber ausgerechnet von VU-Re-
gierungschef Klaus Tschütscher. Er 
sei damals schon für eine Abschaf-
fung gewesen, erklärte Tschütscher 
seinen Vorstoss, und sei es auch 
heute noch: «Es ist für mich unbe-
stritten, dass dies nicht mehr in die 
politische Landschaft passt.» Dass 
er eventuell gegen die VU-Parteili-
nie verstossen könnte, stört Tschüt-
scher anscheinend auch nicht: 
Schliesslich habe er als Regierungs-
chef die Interessen der gesamten 
Bevölkerung zu vertreten.

Doch wie genau würde sich eine 
Streichung der NBU-Staatssubven-
tion auf den Steuerzahler auswir-
ken? Wenn man den «Durch-
schnittsverdienst von 126 000 Fran-
ken» (!) herannehme, sei mit rund 
660 Franken Mehrkosten pro Jahr 
und Versichertem zu rechnen, er-
klärte Regierungsrätin Renate 
Müssner. Auch sie vertrat gestern 
übrigens jene Linie, die die FBP 
bereits vor sieben Jahren vertreten 
hatte: «Die Versicherung von Frei-
zeitunfällen sehe ich nicht als pri-
märe Aufgabe des Staates.»

Doch wird die VU-Fraktion im 
Landtag den Antrag auch unterstüt-
zen? Dazu wollte sich Fraktions-
sprecher Peter Hilti auf «Volks-
blatt»-Anfrage nicht äussern: «Der 
Landtag wird in drei Wochen über 
ein Sanierungspaket befinden, 
welches über alle Ressorts und The-
men hinweg Einsparpotenzial auf-
zeigt.» Er werde deshalb zum jet-
zigen Zeitpunkt keine Aussagen 
über Einzelmassnahmen wie etwa 
die Streichung des NBU-Staatsbei-
trags machen. «Es ist an der Zeit, 
dass der Landtag zusammen mit 
der Regierung über Gesamtpakete 
und grosse Zusammenhänge disku-
tiert und nicht über Einzellö-
sungen», fordert Hilti.

OKP-Prämien steigen 2011

Während die Streichung des 
NBU-Staatsbeitrages also noch 
fraglich ist, wird es 2011 garantiert 
zu einer weiteren Erhöhung der 
OKP-Prämien kommen. Wie das 
«Volksblatt» bereits vor Wochen 
angekündigt hatte, will die Regie-
rung ihren Zustupf an die Obligato-
rische Krankenpflegeversicherung 
kürzen – 2011 um vorerst 3 Millio-
nen auf 54 Mio. Franken. Wie stark 
dadurch die Prämien für die Versi-
cherten steigen würden, konnte Re-
gierungsrätin Müssner gestern nicht 
beantworten. Das sei erst im Herbst 
möglich. Aber die Erhöhung sei auf 
jeden Fall «verkraftbar». 

PS: Laut Experten dürften die 
Prämien im kommenden Jahr um 8 
bis 12 Prozent steigen.

«Die Versicherung 
von Freizeitunfällen 
sehe ich nicht als 
primäre Aufgabe 
des Staates.»
 Renate Müssner 
 zum NBU-Staatsbeitrag

 Das Reduktionsziel von jährlich 
160 Millionen Franken könne die Regie-
rung nur gemeinsam mit der gesamten Be-
völkerung Liechtensteins erreichen, sagte 
Regierungschef Klaus Tschütscher. Aus die-
sem Grund sei jeder Einwohner aufgerufen, 
aktiv am Projekt «ausgewogen2015.li» mit-

www.
 wird die Regierung lau-

fend über den aktuellen Stand des Projekts 
informieren. Ausserdem besteht dort für die 
Bevölkerung die Möglichkeit, Ideen, Anre-
gungen und Reduktionsvorschläge anzu-
bringen oder projektbezogene Fragen zu 
stellen. (red)

 Die Regierung hat in ihrer Sit-
zung vom 8. Juni 2010 den Bericht und An-
trag an den Landtag zur Abänderung des 
Ärzte-, Gesundheits- und Krankenversiche-
rungsgesetzes genehmigt. Der gegenständ-
liche Bericht und Antrag sieht unter ande-
rem auch die Schaffung von Rahmenbedin-
gungen für die Führung einer Arztpraxis 
oder einer Praxis eines Gesundheitsberufes 
in Form einer juristischen Person vor. Dies 
ist seit einem Urteil des Staatsgerichtshofes 
zwar möglich, jedoch ohne jegliche Rah-
menbedingungen. «Mit der Abänderung des 
Ärztegesetzes, des Gesundheitsgesetzes und 
des Krankenversicherungsgesetzes und der 
dazugehörigen Verordnungen werden 
Schranken für die juristischen Personen ge-
schaffen. Dadurch sollen die Patienten ge-
schützt und ein entsprechender Wildwuchs 
verhindert werden», erläutert die zuständige 

Ärzte und Gesundheitsberufler werden in 
Zukunft die Möglichkeit haben, ihren Be-
trieb in Form der AG, GmbH, der einfachen 
Gesellschaft sowie der Kollektivgesell-
schaft zu führen. Damit sind die gleichen 
Gesellschaftsformen wie den Rechtsanwäl-
ten gewährleistet. (pafl/red)


